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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1952 Ausgegeben am 31. März 1952 12. Stück

5 1 . Verordnung: Neuregelung der Ruhe(Versorgungs)genüsse der Zivilbediensteten der ehemaligen k. u. k. Heeres-
verwaltung und ihrer Hinterbliebenen.

5 2 . Verordnung: Ruhe(Versorgungs)genüsse der angelobten Arbeiter der Österreichischen Staatsdruckerei
53. Verordnung: Neuregelung der Ruhe(Versorgungs)genüsse der ständigen Arbeiter des Hauptmünzamtes, der

im Provisionsstand befindlichen Lohnbediensteten der Verwaltung des ehemals hofärarischen und des ehemals
für das Haus Habsburg-Lothringen gebundenen Vermögens sowie der Arbeiter der ehemaligen Bundes-
Schwefelsäure- und chemischen Produktenfabrik in Wien-Heiligenstadt.

5 1 . Verordnung der Bundesregierung vom
19. Feber 1952 über die Neuregelung der
Ruhe(Versorgungs)genüsse der Zivilbedien-
steten der ehemaligen k. u. k. Heeresverwal-

tung und ihrer Hinterbliebenen.

Auf Grund des § 11 Abs. 2 des Pensions-
überleitungsgesetzes vom 13. Juli 1949, BGBl.
Nr. 187, und des Art. I § 1 des Bundesgesetzes
vom 19. Juli 1923, BGBl. Nr. 426, wird mit
Zustimmung des Hauptausschusses des National-
rates verordnet:

§ 1. Die Ruhe(Versorgungs)genüsse der Zivil-
bediensteten der ehemaligen k. u. k. Heeres-
verwaltung und ihrer Hinterbliebenen, die
diesen Bediensteten oder ihren Hinterbliebenen
nach den Bestimmungen der Verordnung der
Bundesregierung vom 19. Juli 1923, BGBl.
Nr. 427, in der Fassung der Verordnung der
Bundesregierung vom 14. Juli 1925, BGBl.
Nr. 301, vom 24. Jänner 1928, BGBl. Nr. 38,
und vom 21. Dezember 1928, BGBl. Nr. 11/
1929, zustehen, werden nach dem Schema der
Anlage dieser Verordnung neu festgesetzt.

§ 2. (1) Die Angleichung der Ruhe(Versor-
gungs)genüsse an das im Schema festgesetzte
Ausmaß wird mit den gleichen Stufen und zu
den gleichen Terminen durchgeführt, wie die
Angleichung der Ruhe(Versorgungs)genüsse nach
§ 4 des Pensionsüberleitungsgesetzes.

(2) § 5 des Pensionsüberleitungsgesetzes gilt
sinngemäß.

§ 3. Künftige Änderungen der Bestimmungen
des Gehaltsüberleitungsgesetzes (BGBl. Nr. 22/
1947) über die Höhe der Ruhe(Versorgungs)-
genüsse sind auch auf die Ruhe(Versorgungs)-
genüsse nach dieser Verordnung sinngemäß an-
zuwenden.

§ 4. Die Bestimmungen des § 51 des Gehalts-
überleitungsgesetzes finden sinngemäß An-
wendung.

§ 5. Die Empfänger von Ruhe(Versorgungs)-
genüssen nach dieser Verordnung erhalten
Teuerungszuschläge und Sonderzahlungen im
gleichen Ausmaß, wie sie den Pensionsparteien
des Bundes gewährt werden.

§ 6. Auf die Ruhe(Versorgungs)genüsse nach
dieser Verordnung finden die Bestimmungen der
§§ 53 bis 55 des Gehaltsüberleitungsgesetzes
Anwendung. § 7 des Pensionsüberleitungsgesetzes
gilt sinngemäß.

§ 7. (1) Auf die Ruhe(Versorgungs)genüsse
einschließlich der nach § 5 gebührenden Teue-
rungszuschläge und Sonderzahlungen werden
die Renten aus der gesetzlichen Invaliden- und
Angestelltenversicherung einschließlich der Bei-
hilfe, der Zusatzrenten sowie der Zuschläge nach
den jeweils in Geltung stehenden Bestimmungen
des Sozialversicherungs-Anpassungsgesetzes mit
der Hälfte angerechnet, jedoch findet eine Kür-
zung der nach dieser Verordnung jeweils ge-
bührenden Bezüge unter ein Drittel derselben
nicht statt. Durch die Anrechnung der im Zeit-
punkt des Inkrafttretens dieser Verordnung be-
reits angefallenen Renten auf bereits gebührende
Ruhe(Versorgungs)genüsse darf überdies der
monatliche Ruhe(Versorgungs)genuß einschließ-
lich der nach § 5 gebührenden Teuerungs-
zuschläge nicht unter den Gesamtbetrag der
Vorschußzahlung sinken, die der Ruhe(Versor-
gungs)genußempfänger unmittelbar vor dem
Inkrafttreten dieser Verordnung gemäß § 3
Abs. 2 des Beamten-Überleitungsgesetzes, StGBl.
Nr. 134/1945, tatsächlich erhalten hat.

(2) Renten aus der gesetzlichen Invaliden-
versicherung und Angestelltenversicherung wer-
den auf die nach dieser Verordnung gebührenden
Ruhe(Versorgungs)genüsse jedoch nur insoweit
angerechnet, als die in Provisionsanwartschaft
zurückgelegte Dienstzeit für die Begründung des
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Anspruches oder für das Ausmaß der Invaliden-,
beziehungsweise Angestelltenversicherungsrente
herangezogen worden ist oder wird.

§ 8. Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung
treten alle mit ihr in Widerspruch stehenden

Bestimmungen der in § 1 genannten Verord-
nungen der Bundesregierung außer Kraft.

Figl Schärf Helmer Tschadek
Kolb Maisel Kamitz Thoma
Böck-Greissau Waldbrunner Gruber

Anlage

52 . Verordnung der Bundesregierung vom
6. März 1952, betreffend die Ruhe(Ver-
sorgungs)genüsse der angelobten Arbeiter

der Österreichischen Staatsdruckerei.

Auf Grund des § 11 Abs. 2 des Pensions-
überleitungsgesetzes vom 13. Juli 1949, BGBl.
Nr. 187, wird mit Zustimmung des Hauptaus-
schusses des Nationalrates verordnet:

§ 1. Die Ruhe(Versorgungs)genüsse der ange-
lobten Arbeiter der Österreichischen Staats-
druckerei und ihrer Hinterbliebenen werden
nach dem Schema der Anlagen 1, 2 und 3 neu
festgesetzt.

§ 2. Die Angleichung der Ruhe(Versorgungs)-
genüsse an das im Schema festgesetzte Ausmaß
wird mit den gleichen Stufen und zu den
gleichen Terminen durchgeführt, wie die An-

gleichung der Ruhe(Versorgungs)genüsse nach
§ 4 des Pensionsüberleitungsgesetzes.

§ 3. Künftige Änderungen der Bestimmungen
des Gehaltsüberleitungsgesetzes (BGBl. Nr. 22/
1947) über die Höhe der Ruhe(Versorgungs)-
genüsse sind auch auf die Ruhe(Versorgungs)-
genüsse nach dieser Verordnung sinngemäß an-
zuwenden.

§ 4. Die Bestimmungen der §§ 5 und 7 des
Pensionsüberleitungsgesetzes finden sinngemäß
Anwendung.

§ 5. Die Empfänger von Ruhe(Versorgungs)-
genüssen nach dieser Verordnung erhalten Teue-
rungszuschläge und Sonderzahlungen im gleichen
Ausmaße wie sie den Pensionsparteien des Bun-
des gewährt werden.

Figl Helmer Tschadek
Kolb Maisel Kamitz Thoma
Böck-Greissau Waldbrunner Gruber
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Anlage 1
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Anlage 2



Stück 12, Nr. 52. 265

Anlage 3
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5 3 . Verordnung der Bundesregierung vom
6. März 1952 über die Neuregelung der Ruhe-
(Versorgungs)genüsse der ständigen Arbeiter
des Hauptmünzamtes, der im Provisionsstand
befindlichen Lohnbediensteten der Verwal-
tung des ehemals hofärarischen und des ehe-
mals für das Haus Habsburg-Lothringen ge-
bundenen Vermögens sowie der Arbeiter der
ehemaligen Bundes-Schwefelsäure- und chemi-
schen Produktenfabrik in Wien-Heiligenstadt.

Auf Grund des § 11 Abs. 2 des Pensionsüber-
leitungsgesetzes vom 13. Juli 1949, BGBl.
Nr. 187, wird mit Zustimmung des Hauptaus-
schusses des Nationalrates verordnet:

§ 1. Die Ruhe(Versorgungs)genüsse werden
a) für die ständigen Arbeiter des Hauptmünz-

amtes und für die Hinterbliebenen nach
diesen Arbeitern nach dem Schema der An-
lagen 1/a bis c

b) für die im Provisionsstand des Bundes be-
findlichen Lohnbediensteten der Verwal-
tung des ehemals hofärarischen und des
ehemals für das Haus Habsburg-Lothrin-
gen gebundenen Vermögens und für die
Hinterbliebenen nach diesen Lohnbedien-
steten nach dem Schema der Anlage 2 und

c) für die anspruchsberechtigten Arbeiter der
ehemaligen Bundes-Schwefelsäure- und
chemischen Produktenfabrik in Wien-
Heiligenstadt und für die Hinterbliebenen
nach diesen Arbeitern nach dem Schema
der Anlage 3

neu festgesetzt.

§ 2. (1) Die Angleichung der Ruhe(Ver-
sorgungs)genüsse an das im Schema festgesetzte
Ausmaß wird mit den gleichen Stufen und zu
den gleichen Terminen durchgeführt, wie die An-
gleichung der Ruhe(Versorgungs)genüsse nach § 4
des Pensionsüberleitungsgesetzes.

(2) § 5 des Pensionsüberleitungsgesetzes gilt
sinngemäß.

§ 3. Künftige Änderungen der Bestimmungen
des Gehaltsüberleitungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/
1947, über die Höhe der Ruhe(Versorgungs)-
genüsse sind auch auf die Ruhe(Versorgungs)-
genüsse nach dieser Verordnung sinngemäß an-
zuwenden.

§ 4. Die Bestimmungen des § 51 des Gehalts-
überleitungsgesetzes finden auf die in § 1 ge-
nannten Empfänger von Ruhe(Versorgungs)-
genüssen sinngemäß Anwendung.

§ 5. Die Empfänger von Ruhe(Versorgungs)-
genüssen nach dieser Verordnung erhalten
Teuerungszuschläge und Sonderzahlungen im
gleichen Ausmaß, wie sie den anderen Pensions-
parteien des Bundes gewährt werden.

§ 6. Auf die Ruhe(Versorgungs)genüsse nach
dieser Verordnung finden die Bestimmungen der
§§ 53 bis 55 des Gehaltsüberleitungsgesetzes
sinngemäß Anwendung. § 7 des Pensionsüber-
leitungsgesetzes gilt sinngemäß.

Figl Helmer Tschadek
Kolb Maisel Kamitz Thoma
Böck-Greissau Waldbrunner Gruber
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Anlage 1 a

Arbeiter des Hauptmünzamtes der folgenden Entlohnungsgruppen:

bis 1. Oktober 1938 provisioniert: Professionisten der Lohngruppe I;

in der Zeit zwischen 1. Oktober 1938 und 21. November 1947 provisioniert: Entlohnungs-
gruppe A;

seit 21. November 1947 provisioniert: Entlohnungsgruppen 1, 2 und 3 des Entlohnungsschemas II
des Vertragsbedienstetengesetzes 1948.
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Anlage 1 b

Arbeiter und Arbeiterinnen des Hauptmünzamtes der folgenden Entlohnungsgruppen:

bis 1. Oktober 1938 provisioniert: Nichtprofessionisten der Lohngruppe II;

in der Zeit zwischen 1. Oktober 1938 und 21. November 1947 provisioniert: Entlohnungs-
gruppen B und C;

seit 21. November 1947 provisioniert: Entlohnungsgruppen 4 und 5 des Entlohnungsschemas II des
Verträgsbedienstetengesetzes 1948.
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Anlage 1 c

Arbeiterinnen des Hauptmünzamtes der folgenden Entlohnungsgruppen:

bis 1. Oktober 1938 provisioniert: Lohngruppe III;

in der Zeit zwischen 1. Oktober 1938 und 21. November 1947 provisioniert: Entlohnungs-
gruppe C der Frauen;

seit 21. November 1947 provisioniert: Entlohnungsgruppe 6 des Entlohnungsschemas II des
Vertragsbedienstetengesetzes 1948.
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Anlage 2

Im Provisionsstand befindliche Lohnbedienstete der Verwaltung des ehemals hofärarischen und des
ehemals für das Haus Habsburg-Lothringen gebundenen Vermögens.

Bemessungsgrundlage: 78'3 v. H. des Gehaltes der Verwendungsgruppe E, Dienstpostengruppe VI,
Gehaltsstufe 5 (§ 11 Gehaltsüberleitungsgesetz).
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Anlage 3

Anspruchsberechtigte Arbeiter der ehemaligen Bundes-Schwefelsäure- und chemischen Produkten-
fabrik in Wien-Heiligenstadt.

Bemessungsgrundlage: Die Hälfte von 78'3 v. H. des Gehaltes der Verwendungsgruppe E, Dienst-
postengruppe VI, Gehaltsstufe 10 (§ 11 Gehaltsüberleitungsgesetz).
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